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Verfassungsschutz Niedersachsen:
Merch-Aktion oder Indoktrination?

Der niedersächsische Verfassungsschutz steht wegen
Merchandisingaktionen in der Kritik. Politiker fordern klare

Grenzen zwischen Bildung und Überwachung.

Niedersachsen, Deutschland - Der niedersächsische
Verfassungsschutz steht erneut in der Kritik, nachdem er mit
einer Merchandising-Kampagne zu öffentlichen Diskussionen
angeregt hat. In sozialen Medien werden Produkte wie Tassen,
Aufkleber und Kugelschreiber beworben, unter dem Slogan
„Grundgesetz regelt“. Dies hat vor allem bei
Oppositionspolitikers, wie dem AfD-Landtagsabgeordneten
Ansgar Schledde, für Empörung gesorgt. Er bezeichnet die
Behörde als „Merch-Behörde“ und sieht die Kampagne als
politischen Versuch, Bürger einzuschüchtern und auf eine
bestimmte Linie zu bringen. Schledde wirft der Behörde vor,
Symbole zu missbrauchen und sich selbst als „Antifa“ zu
bezeichnen.



Im Oktober 2024 hatte der Verfassungsschutz erklärt, dass
„Antifaschismus nicht verfassungsfeindlich“ sei und sich selbst
als antifaschistisch positioniert. Diese Aussage wurde durch
einen Instagram-Post verbreitet, der sich mit der Antifa
beschäftigte. Klaus Wichmann, der Fraktionsvorsitzende der AfD
im niedersächsischen Landtag, lehnt die Positionierung der
Behörde jedoch entschieden ab. Für ihn ist die Antifa ein Symbol
für politische Gewalt und Linksextremismus. In diesem Kontext
betont Frank Rasche, Pressesprecher des Verfassungsschutzes,
dass antifaschistisch zu sein, eine demokratische Haltung ist, die
von allen demokratischen Kräften unterstützt werden kann.

Kritik an der politischen Bildung

Die Diskussion um die Rolle des Verfassungsschutzes geht über
die aktuelle Kampagne hinaus. Mitarbeiterinnen der
Landesämter für Verfassungsschutz besuchen Schulen in
mehreren Bundesländern, um politische Bildung zu Themen wie
Extremismus anzubieten. In Niedersachsen beispielsweise wurde
2005 die Landeszentrale für politische Bildung abgeschafft, was
ein sichtbares Vakuum in der politischen Bildungslandschaft
hinterließ. Daraufhin wurde im Jahr 2009 die Abteilung „nEiS“
(niedersächsische Extremismus-Informationsstelle) im
Landesamt für Verfassungsschutz gegründet, um der hohen
Nachfrage nach Informationen im schulischen Kontext gerecht
zu werden.

Der Einsatz des Verfassungsschutzes in Schulen ist umstritten.
Kritiker argumentieren, dass es keine Rechtsgrundlage für diese
Aktivitäten gibt, während Befürworter den Verfassungsschutz als
wichtigen Akteur sehen, der die Öffentlichkeit über Erkenntnisse
zu Extremismus informiert. Dennoch wird der Verfassungsschutz
nicht als geeigneter politischer Bildner wahrgenommen, da
seine mandatierte Arbeit und die Prinzipien der politischen
Bildung nicht in Einklang stehen. Der Gesetzgeber hat aus
gutem Grund die Trennung zwischen nachrichtendienstlichen
und bildungspolitischen Aufgaben festgelegt, um die Grenzen
zwischen verschiedenen Bildungsakteuren klar zu definieren.



Die öffentliche Wahrnehmung

Diejenigen, die die antifaschistische Ausrichtung des
Verfassungsschutzes unterstützen, wie die Grünen im
niedersächsischen Landtag, verteidigen die jüngsten
Maßnahmen der Behörde. Dennoch bleibt eine kritische
öffentliche Debatte über die Rolle des Verfassungsschutzes in
der politischen Bildung und seine Methoden weitgehend aus.
Der Verfassungsschutz selbst möchte sich nicht mehr als
Geheimdienst verstehen, sondern als eine Agentur für Presse-,
Informations- und Präventionsarbeit. Die Unklarheiten bezüglich
seiner Rolle und die tatsächlichen Ziele seiner
Öffentlichkeitsarbeit werfen weiterhin Fragen auf, die in der
politischen Diskussion weiter behandelt werden sollten.

Diese komplexe Situation des Verfassungsschutzes in
Niedersachsen verdeutlicht, wie sehr die politischen
Auffassungen und Erziehungsansätze innerhalb der Gesellschaft
im Fluss sind und welche Herausforderungen bei der Vermittlung
von politischem Wissen bestehen. Das Verhältnis von Sicherheit,
Extremismus und politischer Bildung bleibt ein heiß umstrittenes
Thema.
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